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Wichtige Bekantgaben aus der Verwaltungsrechtsprechung

Verwaltungsgericht Darmstadt

(Pressemitteilung vom 07. August 2009)

Die musikalische Früherziehung von Kleinkindern in Musikschulen 

unterliegt nicht der Umsatzsteuerpflicht

Die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Darmstadt hat mit Urteil vom 09.07.2009 der 

Klage einer Musikschule gegen das Land Hessen, vertreten durch das Staatliche 

Schulamt für den Landkreis Groß-Gerau und den Main-Taunus-Kreis stattgeben und 

festgestellt, dass bereits die musikalische Früherziehung von Säuglingen und Klein-

kindern unter drei Jahren der Ausbildung dient und die Musikschule insoweit von der 

Umsatzsteuerpflicht befreit ist. 

Das Staatliche Schulamt hatte der privaten Musikschule zunächst für ihr Gesamtpro-

gramm eine Bescheinung gemäß § 4 Nr. 21 a) bb) Umsatzsteuergesetz (UStG) aus-

gestellt. Nach dieser Vorschrift sind unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck die-

nende Leistungen privater Schulen und anderer allgemeinbildender oder berufsbil-

dender Einrichtungen umsatzsteuerfrei, wenn die zuständige Landesbehörde be-

scheinigt, dass sie auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des öffent-

lichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungsgemäß vorbereiten. 

Nachdem das Finanzamt Groß-Gerau das Staatliche Schulamt um Überprüfung und 

Änderung der Bescheinigung im Hinblick auf die Programmpunkte „Musikgarten für 

Babys“ und „Musikgarten für Kleinkinder“ gebeten hatte, hob das Staatliche Schulamt 

seine Bescheinigung, soweit sie sich auf Kleinkinder unter drei Jahren bezog, auf. Die 

Musikschule hate gegen die Änderung der Bescheinigung Klage vor dem Verwal-

tungsgericht Darmstadt erhoben.

Die Kammer führt in ihrer Entscheidung aus, das beklagte Land habe die Bescheini-

gung zu Unrecht geändert. Die anzuwendende Norm des § 4 Nr. 21 a) bb) UStG 

beruhe auf einer Richtlinie des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur 

Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Umsatzsteuern 

vom 17. Mai 1977 (Richtlinie 77/388/EWG). Danach befreien die Mitgliedstaaten die 



Erziehung von Kindern und Jugendlichen, den Schul- und Hochschulunterricht, die 

Ausbildung, die Fortbildung oder die berufliche Umschulung sowie die damit eng 

verbundenen Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen durch Einrichtun-

gen des öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, oder andere Ein-

richtungen mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter vergleichbarer Ziel-

setzung von der Steuer.

Da die Musikschule grundsätzlich zu den hiervon erfassten Einrichtungen zähle und 

die eingesetzten Lehrkräfte die erforderliche Eignung und Qualifikation besitzen, kön-

ne die Kammer keine sachlichen Kriterien dafür finden, warum die musikalische Früh-

erziehung älterer Kinder eher für die Berufs- oder Prüfungsvorbereitung geeignet sein 

sollte als die von der Klägerin angebotenen „Musikgärten“ für jüngere Kinder. Die von 

der Musikschule der Klägerin angebotenen „Musikgärten“ ermöglichten, förderten und 

erleichterten die spätere Ausbildung. Die musikalische Früherziehung von Kindern 

unter drei Jahren sei insbesondere geboten, weil die frühe Förderung in diesem Be-

reich zu einem höheren Qualifikationsstand führe, als wenn die Förderung erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt einsetze.

Das Land Hessen kann gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Darmstadt die Zu-

lassung der Berufung beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel beantra-

gen.

   Das Verfahren trägt das Aktenzeichen 7 K 97/08.DA (3).

 


